
Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom
26. April 2007 — Kommission der Europäischen

Gemeinschaften/Italienische Republik

(Rechtssache C-135/05) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Abfallbewirtschaf-
tung — Richtlinien 75/442/EWG, 91/689/EWG und

1999/31/EG)

(2007/C 96/11)

Verfahrenssprache: Italienisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: D. Recchia und M. Konstantinidis)

Beklagte: Italienische Republik (Prozessbevollmächtigte:
I. M. Braguglia und G. Fiengo)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die
Art. 4, 8 und 9 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom
15. Juli 1975 über Abfälle (ABl. L 194, S. 39) in der Fassung
der Richtlinie 91/156/EWG des Rates vom 18. März 1991
(ABl. L 78, S. 32) — Verstoß gegen Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie
91/689/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 über gefährli-
che Abfälle (ABl. L 377, S. 20) — Verstoß gegen Art. 14
Buchst. a, b und c der Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom
26. April 1999 über Abfalldeponien (ABl. L 182, S. 1)

Tenor

1. Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus den Art. 4, 8 und 9 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates
vom 15. Juli 1975 über Abfälle in der durch die Richtlinie
91/156/EWG des Rates vom 18. März 1991 geänderten Fas-
sung, aus Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 91/689/EWG des Rates
vom 12. Dezember 1991 über gefährliche Abfälle und aus
Art. 14 Buchst. a bis c der Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom
26. April 1999 über Abfalldeponien verstoßen, dass sie nicht alle
Maßnahmen ergriffen hat, die erforderlich sind,

— um sicherzustellen, dass Abfälle verwertet oder beseitigt werden,
ohne dass die menschliche Gesundheit gefährdet wird und ohne
dass Verfahren oder Methoden verwendet werden, die die
Umwelt schädigen können, und um eine unkontrollierte Abla-
gerung oder Ableitung von Abfällen und deren unkontrollierte
Beseitigung zu verbieten,

— damit jeder Besitzer von Abfällen diese einem privaten oder
öffentlichen Sammelunternehmen oder einem Unternehmen
übergibt, das die Beseitigungs oder Verwertungsmaßnahmen
durchführt, oder selbst die Verwertung oder Beseitigung unter
Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie 75/442/EWG
des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle in der durch die
Richtlinie 91/156/EWG des Rates vom 18. März 1991
geänderten Fassung sicherstellt,

— damit alle Anlagen oder Unternehmen, die Abfallbeseitigungs-
maßnahmen durchführen, einer Genehmigung durch die
zuständige Behörde bedürfen,

— damit gefährliche Abfälle überall dort, wo sie verkippt oder
abgelagert werden, registriert und identifiziert werden und

— damit für Deponien, die am 16. Juli 2001 über eine Zulas-
sung verfügten oder in Betrieb waren, der Betreiber vor dem
16. Juli 2002 ein Nachrüstprogramm mit den Angaben zu
den Voraussetzungen für die Genehmigung sowie allen von ihm
als erforderlich erachteten Abhilfemaßnahmen erarbeitet und
dieses der zuständigen Behörde zur Zulassung vorlegt und
damit die zuständige Behörde nach Vorlage des Nachrüstpro-
gramms eine endgültige Entscheidung darüber trifft, ob der
Betrieb fortgesetzt werden kann, indem sie Deponien, die keine
Zulassung für den Weiterbetrieb erhalten haben, so bald wie
möglich stilllegt oder die notwendigen Arbeiten genehmigt und
eine Übergangsfrist für die Durchführung dieses Programms
festlegt.

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten.

(1) ABl. C 132 vom 28.5.2005.

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom
19. April 2007 — Kommission der Europäischen

Gemeinschaften/Königreich Spanien

(Rechtssache C-219/05) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
91/271/EWG — Umweltbelastungen — Behandlung von
kommunalem Abwasser — Stadt Sueca, deren an der Küste
gelegene Unterbezirke und bestimmte Gemeinden von La
Ribera — Einleitung in ein empfindliches Gebiet ohne

Behandlung)

(2007/C 96/12)

Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigter: D. Recchia)

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigte:
E. Braquehais Conesa und I. del Cuvillo Contreras)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die
Art. 3, 4 und 5 der Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom
21. Mai 1991 über die Behandlung von kommunalem Abwasser
(ABl. L 135, S. 40) — Kommunales Abwasser von Sueca, der
Küstengebiete Suecas und bestimmter Gemeinden von La Ribera
— Einleitung in ein empfindliches Gebiet ohne angemessene
Behandlung
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